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Das l\HA-Nein-Komitee
hedauert Verschiehung
Die Bündner Regierung hat die
NFA-Abstimmung verschoben.
Die Komitees für und gegen die
NFA zeigen zwarVerständnis
fär den Entscheid, vor allem
das Nein-Komitee ist aber nicht
nur glücklich darüber.

Von Peter Simmen

Heisses Eisen: Die vom Grossen Rat verabschiedete NFA-Vorlage kommt nicht
mehr in diesem Jahr vors Volk.

Chur. - Jetzt ist es offiziell: Die Ab-
stimmung zur Neugestaltung des Fi-
nanzausgleichs und der Aufgabentei-
lung zwischen I(anton und Gemein-
den (Bündner NFA) kann nicht wie
ursprünglich vorgesehen am 29. No-
vember stattfinden. Das teilte die
Standeskanzlei Graubünden gestern
mit.Wie in der <Südostschweiz> dar-
gestellt, sind zwei beim Verwaltungs-
gericht hängige Beschwerden der
Grund für die Verschiebung (Ausgabe
vom 20. September).

Weiter unklar bleibt, wann die Ab-
stimmung durchgeführt werden kann.
Die Regierung werde den Termin ftir
dieVolksabstimmung erst nachVorlie-
gen der Urteile festlegen, sagte Stan-
deskanzleidirektor Claudio Riesen
auf Anfrage. Zuvor müssten die Ur-
teilsbegründungen genau analysiert
werden. Die Regierung gehe noch im-
mer davon aus. dass die vom Grossen
Rat im Juni verabschiedeteVorlage ge-

setzeskonform sei. Der nächste offi-
zielle Abstimmungstermin ist der
7.Mär22010.

.Wir waren im Schusso
Patrik Degiacomi, Präsident von Ave-
nir Social Graubünden und Sprecher
des Komitees <Nein zur Biicrdner
NFA>, welches mit dem Referendum
dieAbstimmung erzwungen h at, zeigt
Verständnis für den Entscheid. Glück-
lich darüber sei das Komitee aber
nicht. <Wir wären für die Abstim-
mung im November parat gewesen>,

sagte er. Durch die Unterschriften-
sammlung seien die Mitglieder des
Komitees in den letzten Wochen so
richtig in Fahrt gekommen. "Wir hät-
ten diesen Schwung gerne in denAb-
stimmungskampf mitgenommen)), so
Degiacomi. Durch die Verschiebung
der Abstimmung stehe nun Gegnern
und Befürwortern mehr Zert zurYer-
fügung. Der Abstimmungskampf wer-
de dadurch sicher gründlicher geführt
werden müssen. Einen Nachteil sieht
Degiacomi darin nicht. Die Chance,
die Stimmberechtigten mit Argumen-
ten überzeugen und die Abstimmung
gewinnen zu können, blieben absolut
intakt, ist er überzeugt.

Ein "richtiger Entscheid"
Einverstanden mit demVorgehen der
Regierung ist auch das vorläufig aus
den Mitgliedern der grossrätiichen
Kommission für Staatspolitik und
Strategie (KSS) gebildete Pro-Komi-
tee. <Es ist richtig, dass zuerst die
rechtlichen Fragen geklärt werden",

sagte KSS-Präsident Jon Domenic Pa-
rolini. Die sachliche Diskussion über
den Inhalt derVorlage, die in diesem
Fall von grosser Bedeutung sei, wäre
sonst wohl stark von den Bedenken
rechtlicher Natur beeinträchtist wor-
den, glaubt Parolini. Aus seinelr Sicht
hat die Verschiebung keinen Einfluss
auf die Erfolgschancen der Befi.iLrwor-
ter derVorlage.

Wenn auch das Gericht zum Schluss
komme, dass mit der NFA der Grund-
satz der Einheit der Materie verletzt
werde, wie das Grossrat Vincent Au-
gustin in sej.ner Beschwerde gerügt
habe, dann werde es <grössere Pleble-
me> geben, sagte Parolini. Weniger
Probleme sieht er beim zweiten
Punkt der Beschwerde Augustins, bei
dem es um die Mitfinanzierung der
Untergymnasien durch die Gemein-
den geht. Eine Anpassung in diesem
Punkt sei nicht matchentscheidend.
Die zweite Beschwerde stammt von
den Gemeinden Ferrera und Marmo-
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Dass die Bündner Regierung we-
gen zweier vor Gericht hängiger
Beschwerden eine Abstimmung
aufschieben muss, ist kein gutes
Zeugnis fi.ir die Quahtat derVorla-
ge, um die da gezankt wird. Das

Wesen unserer Demokratie liegt
doch eigentlich darin, dass die
Mehrhdit desVolks oder des Parla-

mentS entscheidet, was Sache ist.
Hier aber gelingt es einer Einzel-
person und zwei Gemeinden, ei-
nen politischen Prozess zu blockie-
ren und zu verzögem. Und das
ausgerechnet bei einer der wich-
tigsten und bedeutendsten Abstim-
mungen der ietzten Jahre ^ beim
<Prestigeobj ekt" NFA. Das Vorge-
hen lässt nur den Schluss zu, dass

selbst Regierung und Grosser Rat
nicht mehr überzeugt sind von der
Rechtmässigkeit der Vorlage.

Besonders störend an der ganzen
Sache ist, dass sämtliche vor Ge-
richt gerügten Punkte bereits in
der Ratsdebatte zur Diskussion ge-
kommen waren. Die primär von
Grossrat Vincent Augustin einge-
brachten Bedenken wurden aber
vom Parlament im Konsens mit der
Regierung vom Tisch gewischt.
Und jetzt, wo der gleicheAugustin
die gleichen Punkte vor Gericht
rügt, ist man sich der Sache plötz-
lich nicht mehr sicher. Das macht
hellhörig, und der Normalbürger
wird sich fragen, wie es denn um
dib Rechtsmässigkeit anderer Vor-
lagen steht, die von niemandem
vor Gericht gezogen worden sind.
Definitiv klar ist jetzt, dass das

Parlament mit der völlig überlade-
nen NFA völlig überfordert war.
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NFA-Ahstimmung
definitiv verschoben
Chur. - Die Referendumsabstim-
mung zur Neugestaltung des Fi
nanzausgleichs und der Aufgaben-
teilung zwischen Kanton und
Gemeinden (Bündner NFA) findet
nicht wie vorgesehen am kommen-
den 29. November statt. Das hat
die Regierung gestern entschieden,
wie die Standeskanzlei mitteilte.
Grund sind zwei vorVerwaltungs-
gericht hängige Verfassungsbe-
schwerden. SEITE 2


